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Ordnung über Stundung, Niederschlagung und Erlass 

 von Forderungen der Stadt Lichtenfels   

in der Fassung vom 28. Mai 2019 

 

 
 

Aufgrund § 51 (1) HGO in Verbindung mit § 31 GemHVO hat die Stadtverordnetenversamm-
lung der Stadt Lichtenfels in ihrer Sitzung vom 28. Mai 2019 folgende Ordnung beschlossen: 
 
 

I. Sachlicher Geltungsbereich 
 

Diese Ordnung gilt für alle Forderungen der Stadt Lichtenfels. Für öffentlich-rechtliche An-
sprüche gilt sie nach Maßgabe des § 4 Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 1 Nr. 5 KAG.  

 
 

II. Stundung  
 

1. Begriff 
Die Stundung ist ein begünstigender Verwaltungsakt. Er schiebt die Fälligkeit eines 
Anspruches aus einem Abgabeschuldverhältnis über die bestehenden Fristen hinaus. 
Fällige Ansprüche können ganz oder teilweise gestundet werden. 
Keine Stundung ist die Aussetzung der Vollziehung in einem Rechtsbehelfsverfahren 
(§ 80 Abs. 4 VwGO) 
 
 

2. Anwendung 
  

1. Voraussetzungen 
Forderungen der Stadt Lichtenfels dürfen nur dann gestundet werden, wenn 
 
a) die Erfüllung der Forderung bei Fälligkeit für den Schuldner eine erheb-

liche Härte bedeuten würde 
 

und    
 
b) der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet wird 

 
und 
 
c)   ein Antrag des Schuldners vorliegt.    

 
Grundstückskaufgelder sollen nur nach Bestellung eines Grundpfandrechtes 
gestundet werden.   
 
 

2. Zuständigkeiten  
 Stundungen können aussprechen 
 

a) für die Zeit bis zu einem Jahr und bis zu einer Forderungshöhe von 
2.000,00 € der Bürgermeister, 

b) für die Zeit bis zu fünf Jahren und bis zu einer Forderungshöhe von 
50.000,00 € der Magistrat,  

c) in allen übrigen Fällen die Stadtverordnetenversammlung. 
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3.  Verfahren        
 
1. Wirksamwerden 

Die Stundung wird wirksam mit der Bekanntgabe an den Schuldner. Soweit 
eine Stundung nach Fälligkeit einer Forderung beantragt wird, wird sie ab An-
tragsstellung gewährt, wenn die Voraussetzungen für eine Stundung vorlie-
gen. In besonders begründeten Fällen kann bei verspäteten Stundungsanträ-
gen eine Stundung auch rückwirkend ab Fälligkeit ausgesprochen werden. 
 

2.  Sicherheitsleistung 
Bei eingeräumter Stundung (Ratenzahlung) von Grundsteuer und grund-
stücksbezogenen Benutzungsgebühren mit einer Laufzeit von mehr als zwei 
Jahren und Beiträgen mit einer Laufzeit von mehr als vier Jahren ist die be-
stehende Forderung durch die Eintragung einer Sicherungshypothek vom 
Grundstückseigentümer zu verlangen. Die Stundung sollte längstens jedoch 
bis zu einem möglichen Eigentümerwechsel ausgesprochen werden. 
 
Ferner sollte vor der Bewilligung eines Stundungsantrages ein aktueller 
Grundbuchauszug sowie eine Erklärung möglicher Gläubiger über die Höhe 
bestehender Grundschulden verlangt werden. Sollten Grundpfandrechte nicht 
mehr voll valutieren, ist eine Teillöschung zu verlangen, außerdem eine Abtre-
tung des Rückgewähranspruchs. 

 
Eine Sicherheitsleistung ist nicht zu fordern, wenn ihre Beschaffung dem 
Schuldner gleiche oder höhere Schwierigkeiten bereitet wie die Tilgung der 
Schuld selbst. Sie soll nicht gefordert werden, wenn Forderungen nach den 
Abschnitten III oder IV dieser Ordnung erlassen oder niedergeschlagen wer-
den musste, falls sie nicht gestundet wird. 
 

3. Widerrufsvorbehalt 
Eine Stundung über einen Zeitraum von einem Monat hinaus ist mit einem 
Widerrufsvorbehalt zu versehen, sofern besondere Gründe hierfür vorliegen. 
Bei Stundung durch Einräumung von Teilzahlungen (Ratenstundung mit Vor-
behaltsklausel) ist der Widerruf grundsätzlich in der Weise vorzubehalten, 
dass bei Versäumung einer Teilzahlungsrate alle übrigen Raten fällig werden.      
   

 
4. Zinsen 
       

1. Öffentlich-rechtliche Forderungen   
Bei Stundung von öffentlich-rechtlichen Forderungen (Steuern, Gebühren, 
Beiträgen) erfolgt die Zinsberechnung auf der Grundlage der Abgabenordnung 
(AO). 

 
Beiträge (Wasser-, Abwasser- und Straßenbeiträge)  können auf der Grundla-
ge des Hessischen Kommunalabgabengesetzes verzinst werden. 

 
Erschließungsbeiträge können auf der Grundlage des Baugesetzbuches 
(BauBG) verzinst werden. 

 
Es werden die im Gesetz festsetzten Prozentsätze zur Berechnung von Stun-
dungszinsen zu Grunde gelegt. Die Festsetzung der Zinsen erfolgt durch 
schriftlichen Bescheid. 
. 
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2. Übrige Forderungen  
Eine gestundete nicht öffentlich-rechtliche Forderung ist angemessen zu ver-
zinsen, soweit eine Verzinsung durch Gesetz oder Verordnung nicht ausge-
schlossen ist. Als angemessene Verzinsung gilt ein Zinssatz von 2 v. H. über 
dem jeweiligen Basiszinssatz des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB). Von der 
Erhebung der Zinsen soll abgesehen werden, wenn sie für den Schuldner eine 
unbillige Härte bedeuten würden. 

 
 
 

 
 

III. Niederschlagung 
 

1. Begriff 
Niederschlagung ist die befristete oder unbefristete Zurückstellung der Weiterverfol-
gung eines fälligen Anspruches ohne Verzicht auf den Anspruch selbst. Es handelt 
sich lediglich um eine verwaltungsinterne Maßnahme. Der Schuldner erhält von einer 
Niederschlagung nur mittelbar insoweit Kenntnis, dass ein fälliger, nicht gestundeter 
Betrag nicht geltend gemacht wird.         
 

2. Anwendung 
   

1. Voraussetzungen 
Die Niederschlagung einer Forderung ist nur zulässig, wenn feststeht, dass 
die zwangsweise Einziehung wegen der wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Schuldners keinen Erfolg haben wird oder wenn die Kosten der Einziehung 
außer Verhältnis zur Höhe des Anspruches stehen.  

 
 

2. Zuständigkeiten  
 Niederschlagungen können ausgesprochen werden 
 

a) bei Beträgen bis zu 30.000,00 € im Einzelfall durch den Magistrat, 
b) bei Beträgen bis zu 50.000,00 € im Einzellfall durch den Finanzaus-

schuss, 
c) in allen übrigen Fällen durch die Stadtverordnetenversammlung. 

 
 
 

3. Verfahren   
Niederschlagung von Forderungen werden von der Finanzabteilung bearbeitet. Nach 
Ausspruch einer Niederschlagung erhält die Stadtkasse eine Anordnung, mit der  
niedergeschlagene Betrag vom Einnahme-Soll abgesetzt wird. 
Niedergeschlagene Beträge sind von der Stadtkasse in eine Niederschlagungsliste 
einzutragen.  
Die Stadtkasse teilt den jeweiligen Abteilungen halbjährlich mit, welche der niederge-
schlagenen Forderungen noch offen stehen. Die Abteilungen prüfen, ob die Voraus-
setzungen der Niederschlagung noch vorliegen. Dabei sind die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse des Schuldners weiterhin zu verfolgen und insbesondere Maßnahmen zu 
ergreifen, um eine Verjährung der Forderung zu vermeiden.  
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IV. Erlass 
 

1. Begriff 
Erlass ist der endgültige Verzicht auf die Geltendmachung einer Forderung im Einzel-
fall. Dabei kann die Forderung entweder bereits bei Entstehen niedriger festgesetzt 
werden oder ganz oder teilweise nach Fälligkeit erlassen werden. 
Ein ausgesprochener Erlass kann nicht zurückgenommen werden. Der Erlass von Er-
schießungsbeiträgen richtet sich nach § 135 Abs. 5 BauGB. 
 
 

2. Anwendung 
  

1. Voraussetzungen 
Forderungen der Gemeinde dürfen nur dann erlassen werden, wenn  
 
a) die Einziehung wegen der wirtschaftlichen Verhältnisse des Schuldners 

oder aus anderen Gründen nachweislich auf Dauer nicht möglich und der 
Schuldner erlasswürdig, d. h. ohne eigenes Zutun zur Begleichung der 
Forderung außerstande ist,     

 
oder 
 
b) die Einziehung nach Lage des Einzelfalles für den Schuldner eine un-

billige, in seiner Person oder seinen wirtschaftlichen Verhältnissen be-
gründeten Härte bedeuten würde 

 
oder 
 
c) die Kosten der Einziehung in keinem angemessenen Verhältnis zu 

dem Betrag der Forderung stehen, es sei denn, dass eine Einziehung 
wegen der grundsätzlichen Bedeutung des Einzelfalles geboten er-
scheint.        

 
 

3. Zuständigkeiten 
   
 Den Erlass einer Forderung kann aussprechen  
 
a) bei Beträgen bis zu 5.000,00 € im Einzelfall der Magistrat,  
b) bei Beträgen bis zu 10.000,00 € im Einzelfall der Finanzausschuss, 
c) in allen übrigen Fällen die Stadtverordnetenversammlung. 
 
 

4. Verfahren  
  
 1. Ein Erlass soll nur auf Antrag ausgesprochen werden. Dies gilt nicht, soweit 

 die Frage eines Billigkeitserlasses von Amts wegen zu prüfen ist (z.B. wenn  
sich bei der Berechnung einer Abgabe eine erhebliche Benachteiligung des 
Abgabepflichtigen abzeichnet.)   
 
 

2. Der Nachweis der dauernden Nichteinziehbarkeit ist durch die Vorlage von 
Niederschriften über erfolglose Zwangsvollstreckungen oder in anderer geeig-
neter Form zu erbringen. Soweit derartige Nachweise vorliegen und ein Erlass 
ausgesprochen wurde, sind Forderungserlasse von der Stadtkasse in einem 
Verzeichnis zusammenzufassen, zu erläutern und den sachbearbeitenden Ab-
teilungen bekannt zu geben.   
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V. Schlussbestimmungen 

 
Diese Ordnung tritt am Tage nach der Vollendung ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig werden alle bisher ergangenen Anordnungen über Stundung, Nieder-
schlagung und Erlass aufgehoben. 
 
 
 
Lichtenfels, den 03. Juni 2019             Der Magistrat  

       der Stadt Lichtenfels 

       gez. Steuber 

                                                                    (Bürgermeister) 


